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NETZPOLITIK!
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Die Entwicklung der digitalen Welt geht rasant voran. Entsprechend spielt sie beinahe in alle unsere Lebens-
bereiche hinein. Was das für die Gesellschaft bedeutet und wie die Sozialdemokratische Partei mit dieser 
Herausforderung umgeht, soll hier dargestellt werden.

Politik, welche sich mit digitalen Themen auseinandersetzt, nennt man generell Netzpolitik. Für die SP 
Kanton Zürich gilt als zentrales Element der Netzpolitik, dass Rechte, die in der realen Welt gelten, auch 
in der digitalen Welt gelten müssen. Dabei sind drei Themen von besonderer Bedeutung: Der Schutz der 
Privatsphäre, die Netzneutralität sowie der Schutz von geistigem Eigentum und vor ungerechtfertigten 
Patenten.

Im Zusammenhang mit Netzpolitik wird man mit nationalen Gesetzen immer wieder an Grenzen stossen 
– zeichnet sich die digitale Welt doch durch ihre Globalisiertheit aus. Dennoch: Auch wenn die SP Kanton 
Zürich Netzpolitik national betrachtet, sollen die Resultate der Analyse internationale Gültigkeit haben. 
Deshalb müssen für alle Bereiche der Netzpolitik internationale Regulierungen und Standards angestrebt 
werden. Landesgrenzen und nationale Hoheitsgebiete sind Konzepte der vordigitalen Welt, welche sich nicht 
auf das Internet übertragen lassen. Nutzer verwenden Dienste aus anderen Rechtsräumen, nationale Verbote 
lassen sich einfach umgehen. Auch die PRISM-Debatte [1] hat bewusst gemacht, dass selbst bei nationaler 
.RPPXQLNDWLRQ�GHU�'DWHQYHUNHKU�WHLOV�¾EHU�DXVO¦QGLVFKH�6HUYHU�O¦XIW�XQG�VRPLW�IUHPGHP�=XJULɯ�DXVJHVHW]W�
ist. Dies zeigt, dass Fragen zu rechtlichen und technischen Verfahren im Internet sich auf nationaler Ebene 
nur begrenzt lösen lassen. Viele Themen bedürfen der internationalen Kooperation.

Die immense Dynamik, welche die digitale Welt auszeichnet, soll als Chance für Politik und Gesellschaft 
verstanden werden, neue Wege zu gehen. Netzpolitik sollte dafür die jüngste Forschung berücksichtigen 
und beispielsweise Modelle wie temporary law [2]�EHL�GHU�*HVHW]JHEXQJ�PLW�HLQɱLHVVHQ�ODVVHQ��'LH�63�VHW]W�
VLFK�GDI¾U�HLQ��GDVV�GLH�LQ�GHU�)ROJH�GHɰ�QLHUWHQ�*UXQGSULQ]LSLHQ�I¾U�GLH�1HW]SROLWLN�LQWHUQDWLRQDO�HLQJHKDOWHQ�
werden.

Schutz der PrivatSPhäre

i) Gleiches recht in der digitalen Welt ...

Es ist für die SP Kanton Zürich inakzeptabel, dass im Internet laschere Regeln gelten als anderswo. Es geht 
QLFKW�DQ��GDVV�0HQVFKHQ�KLQQHKPHQ�P¾VVHQ��GDVV�LKUH�GLJLWDOH�.RUUHVSRQGHQ]�]X�HLQHP�¸ɯHQWOLFKHQ�*XW�
verkommt. Dasselbe gilt für die Kontaktdaten der Menschen im Netz.

Der Fall Snowden und Guardian zeigt, dass Medien gut geschützt werden müssen. Journa-list/-innen müssen 
im Internet zu jeder Zeit glaubwürdig und unbedrängt agieren und kommunizieren können. Ohne angemes-
senen Quellenschutz würden die Medien kaum noch durch Informant/-innen über gravierende Missstände 
LQIRUPLHUW�ZHUGHQ��GD�GHUHQ�$QJVW�DXI]XɱLHJHQ�]X�JURVV�Z¦UH�

[1] Im Rahmen der Enthüllungen von Edward Snowden geführte Diskussion, inwiefern ein Staat das Recht hat, 
(LQ]HOSHUVRQHQ�RKQH�NRQNUHWH�9HUGDFKWVPRPHQWH�PLWWHOV�6SLRQDJHV\VWHPHQ�ɱ¦FKHQGHFNHQG�DXV]XVS¦KHQ�

[2] Temporary Law: Eine temporäre Gesetzesänderung, welche eine Veränderung des Status Quo vorantreiben 
soll. Damit kann unkompliziert, da nicht auf alle Ewigkeit, ein Missstand angegangen werden. Zum Beispiel 
ein temporäres Rauchverbot in Restaurants für zwei Jahre. Nach dieser Frist können die Restaurants selber 
entscheiden, ob sie wieder zurück zur alten Situation möchten. Aktuelle Forschung zeigt, dass damit grosse 
Erfolge erzielt werden in Bereichen, in welchen die Politik sich schwer tut zu handeln.



ii) ... ein recht auf vergessen ...

Sämtliche Internetnutzer/-innen sollten das Recht haben, selbstbestimmt zu entscheiden, welche Inhalte 
privater Natur im Netz verbleiben und welche gelöscht werden sollen. Die momentane Praxis der sozialen 
Medien, welche es kaum erlaubt, etwas zu vergessen, muss verboten werden. Zurzeit ist der Mehrwert von 
Benutzer/-innen für soziale Medien höher als der Nutzen von sozialen Medien für ihre Benutzer/-innen. 
Entsprechend muss das Gesetz so ausgestattet sein, nämlich für Alle statt für Wenige.

,,,�� ����*UHQ]HQ�I¾U�VWDDWOLFKH�(LQJULɮVEHIXJQLVVH����

Die selben rechtsstaatlichen Anforderungen, die an Untersuchungen (Hausdurchsuchungen, Abhör-
aktionen, etc.) gestellt werden, sollen auch im Internet gelten. Die Überwachung im Netz bedingt die 
Anordnung durch ein Gericht und ist ausschliesslich Aufgabe der Polizei im Rahmen einer Strafverfolgung. 
Geheim- und Nachrichtendiensten ist kein Zugang zu privaten Daten und Randdaten [3] zu gestatten. Die 
SP Kanton Zürich lehnt die Vorratsdatenspeicherung (wie sie beispielsweise das geplante BÜPF fordert, 
vgl. den Gerichtsentscheid des europäischen Gerichtshofs [4]) und die Verwendung von Staatstrojanern 
und vergleichbaren Technologien ab, da diese auf einem Generalverdacht gegenüber allen Bürger/-innen 
fussen. Die Gefahr des Datenmissbrauchs durch involvierte private Drittanbieter ist nicht zu unterschätzen.

,9�� ����%HJUHQ]XQJ�I¾U�SULYDWH�'DWHQHUKHEXQJ�YRQ�1XW]HUSURɯOHQ����

Facebook änderte im Februar 2009 seine Nutzungsbedingungen dahingehend, dass das Unternehmen die 
Daten von Mitgliedern zeitlich unbegrenzt verwenden durfte – auch nach Löschung bzw. Deaktivierung eines 
Nutzerkontos. Weiter haben soziale Medien Anrecht darauf, auch Inhalte, welche eigentlich im Eigentum der 
Nutzer/-innen bleiben, kommerziell zu nutzen und die Nutzungsrechte an Dritte weiterzugeben. So können 
bei Synchronisierung oder Aktualisierung auf dem Mobiltelefon Kontaktdaten gespeichert werden. Aber auch 
über eine Suchfunktion, über die Mitglieder die noch nicht gefundenen Freunde mit den Daten aus der 
(�0DLO�.RQWDNWOLVWH�GHV�(�0DLO�$QELHWHUV�DEJOHLFKHQ�XQG�ɰQGHQ�N¸QQHQ��ZHUGHQ�'DWHQ�YRQ�1LFKW�0LWJOLHGHUQ�
dauerhaft und ungefragt gespeichert. Diese Praktiken widersprechen klar den Grundprinzipien der 
SP Kanton Zürich und verletzen die Selbstbe-stimmung der Internetnutzer/-innen in grobfahrlässiger Weise.

9�� ����%HVFKU¦QNXQJ�GHU�(LQJULɮH�YRQ�$UEHLWVJHEHU��LQQHQ� 
 in die Privatsphäre ihrer angestellten ...

%HWULHEH�VLQG�GD]X�]X�YHUSɱLFKWHQ��GLH�IUHLH�(QWIDOWXQJ�GHU�3HUV¸QOLFKNHLW�GHU�$UEHLWQHKPHU��LQQHQ�]X�
VFK¾W]HQ��6R�PXVV�HLQ�DOOI¦OOLJHU�(LQJULɯ��VRIHUQ�HU�QLFKW�GXUFK�HLQH�DXVGU¾FNOLFKH�JHVHW]OLFKH�5HJHOXQJ�
gestattet ist, durch schutzwürdige Interessen der Arbeitgebenden gerechtfertigt sein.

[3] Bezeichnet Daten, die Information über die Nutzung elektronischer Infrastruktur beinhalten. Die Adresse ei-
ner aufgerufenen Webseite oder die Gesprächsdauer in einem Chat gehören in die Kategorie der Randda-ten. 
'LHVH�'DWHQ�ZHUGHQ�LQ�GHU�5HJHO�YRQ�GHQ�'LHQVWDQELHWHUQ�LQ�3URWRNROOGDWHLHQ��/RJɰOHV��JHVDPPHOW�VWDQGDUG-
mässig gesammelt.

[4] Urteil C-0293/12 und C-594/12 
(http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2014-04/cp140054de.pdf)
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i) alle sehen das Gleiche ...

(V�LVW�HLQH�ZLFKWLJH�$XIJDEH�GHV�6WDDWHV��HLQ�RɯHQHV�XQG�IUHLHV�,QWHUQHW�]X�JDUDQWLHUHQ��$OOH�3HUVRQHQ�VROOHQ�
beim Aufrufen einer Website unabhängig von Ort und Zeit Zugang zum gleichen Inhalt haben. Es ist weder 
dem Webbetreibenden noch dem Staat erlaubt, bestimmte Inhalte für gewisse Internetbenutzer/-innen zu 
]HQVLHUHQ��%HL�*RRJOH�RGHU�DQGHUHQ�6XFKPDVFKLQHQ�G¾UIHQ�SHUVRQLɰ]LHUWH�6XFKHUJHEQLVVH�QXU�QDFK�
Anmeldung mit einem Account und nicht alleine aufgrund von IP-Adressen oder anderen Merkmalen 
gezeigt werden. Ausgenommen sind selbstverständlich Inhalte, welche gegen das schweizerische Strafrecht 
verstossen (beispielsweise Rassismus, Pädophilie). Für den Jugendschutz sind die Eltern zuständig. 

,,�� ����XQG�N¸QQHQ�VHOEVW�HQWVFKHLGHQ��ZDV�VLH�VHKHQ��� 
� RKQH�'LVNULPLQLHUXQJ�GXUFK�'LHQVWH�

Alle Daten müssen im Netz die gleiche Priorität geniessen. Weder Staat noch Unternehmen dürfen 
bestimmte Dienste, Quellen, Ziele oder Protokolle bevorzugen oder benachteiligen.

'DV�,QWHUQHW�LVW�%RWWRP�XS�RUJDQLVLHUW��HV�VLQG�QXU�PLQLPDOH�(LQJULɯHQ�GXUFK�6WDDWHQ�HUODXEW��'DV�,QWHUQHW�
ist eine internationale Community; jeder kann mitmachen! Konkret geht es bei Netzneutralität darum, 
dass Dienste, die weniger oder nichts zahlen, nicht diskriminiert werden dürfen. Aus Sicht der SP Kanton 
Zürich geht es nicht an, dass Provider über sogenannte Quality of Service (QoS) [5] entscheiden können, 
dass bestimmte Dienste oder Anwendungen ausgebremst werden. Internetbenutzer/-innen müssen selber 
entscheiden können, was sie sehen wollen! Weiter ist es nicht haltbar, dass z.B. aufgrund der Verweigerung 
von Zero-Settlement-Peering [6] und damit Missbrauch der eigenen Marktmacht die Kunden leiden, weil 
die zur Verfügung gestellte Kapazität des Breitbandproviders nicht ausreichend ist und je nach Wettbe-
werbssituation nicht gewechselt werden kann. Aus diesem Grund fordert die SP diskriminierungsfreie 
Interkonnektionen für nationale wie internationale Netzbetreiber nach dem Zero-Settlement-Prinzip, 
XQDEK¦QJLJ�YRQ�GHU�7UDɲF�5DWLR��,QERXQG�YV��2XWERXQG�[7]).

'HU�6WDDW�HUP¸JOLFKW�ɰQDQ]LHOO�VFKOHFKWHU�JHVWHOOWHQ�0HQVFKHQ�GHQ�=XJDQJ�]XP�,QWHUQHW��ZHQQ�VLFK�GLHVH�
GHQ�=XJDQJ�XQG�RGHU�GLH�EHQ¸WLJWHQ�*HU¦WH�QLFKW�OHLVWHQ�N¸QQHQ��(U�VWHOOW�LQ�¸ɯHQWOLFKHQ�*HE¦XGHQ�
�6FKXOHQ��%LEOLRWKHNHQ��$OWHUVKHLPHQ��JUDWLV�:/$1�]XU�9HUI¾�JXQJ�XQG�I¸UGHUW�RɯHQH�XQG�NROOHNWLYH�
Netzwerke. Der Staat fördert den Umgang der Be-völkerung mit dem Internet und sieht den Zugang dazu 
als Service Public. Langfristig er-möglicht dies  eine Vereinfachung des E-Government und des E-Voting.

[5] Aus der Sicht des Anwenders beurteilte «Qualität» eines Kommunikationsdienstes. Darunter fallen 
z.B. Dauer für den Verbindungsaufbau, fehlerfreier Datenverkehr, stabile Verbindung, usw.

[6] Unter Peering wird eine Vereinbarung im Datenaustausch zwischen gleichrangigen Internetprovidern 
verstanden. Dadurch wird höhere Netzstabilität sowie kostengünstigerer und schnellerer Datenverkehr 
angestrebt.

Beim «Zero-Settlement-Peering» verzichten die beteiligten Provider darauf, sich gegenseitig für Datentransfer 
Kosten zu verrechnen.

[7] Verhältnis zwischen empfangenen (Inbound) und gesendeten Daten (Outbound). Dieses Verhältnis wird 
u.a. in Peeringvereinbarungen verwendet, um einen ausgeglichenen Datenverkehr sicherzustellen.
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Generell sind die geltenden Urheberrechte zu streng für die digitale Welt. Die Sozialdemokratische Partei 
setzt sich für kürzere Schutzdauern ein. Dies gilt sowohl für kulturelle Werke (70 Jahre nach dem Tod der 
Autorin/des Autors) als auch für Computerprogramme (50 Jahre nach dem Tod der Autorin/des Autors). 

(V�LVW�LP�,QWHUHVVH�GHU�*HVHOOVFKDIW�Ȗ�LQVEHVRQGHUH�DXFK�GHU�.XOWXUVFKDɯHQGHQ�Ȗ�GDVV�6FKXW]GDXHUQ�
grundsätzlich verkürzt werden. Kunst ist immer auch eine Weiterverarbeitung (Sampling) von Bisherigem. 
'LHV�VROO�JHVHW]OLFK�EHU¾FNVLFKWLJW�XQG�JHI¸UGHUW�ZHUGHQ��6RZRKO�GLH�$UJXPHQWDWLRQ�EHWUHɯHQG�$QUHL]H�
�ZHU�PDFKW�QRFK�.XQVW��ZHQQ�PDQ�VLH�QLFKW�I¾U�����-DKUH�VFK¾W]HQ�NDQQ"��DOV�DXFK�EH�UHɯHQG�¸NRQR�
mischen Wert der Kunst (wenn ich es nicht schützen kann, wie soll ich damit Geld verdienen?) sind nicht 
glaubwürdig. Insbesondere dem zweiten Punkt ist zu erwidern: Empirische Untersuchungen zeigen, dass 
GLH�PHLVWHQ�PXVLNDOLVFKHQ�XQG�ɰOPLVFKHQ�:HUNH�QDFK�]ZHL�-DKUHQ�NDXP�QRFK�QDFKJHIUDJW�ZHUGHQ��=X�
rigide Urheberrechte führen dazu, dass viele Werke in Vergessenheit geraten, statt von zeitgenössischen 
.XQVWVFKDɯHQGHQ�DXIJHQRPPHQ�]X�ZHUGHQ��9LHOPHKU�OLHJW�QDKH��GDVV�HLQ�SDDU�ZHQLJH�JURVVH�/DEHOV�PLW�
wenigen Hits sehr viel Geld machen möchten und dafür den Zugang  zu vielen unbekannteren Werken 
erschweren. Diese Kulturpolitik ist nicht nachhaltig und entsprechend zu ändern.

In diesem Zusammenhang muss unbedingt auch über das strenge Patentrecht diskutiert werden. 
Es ist zu prüfen, wie weit die strengen Patente als Anreiz für Forschung und Ent-wicklung grossen 
volkswirtschaftlichen Schaden (Monopole) rechtfertigen. Eventuell verur-sacht der Ausbau von staatlicher 
Forschung und Entwicklung wesentlich weniger gesell-schaftliche Kosten als das aktuelle strenge 
Patentwesen, welches mit privaten Forschungs- und Entwicklungs-Anreizen gerechtfertigt wird. Weiter gilt 
es, die Innovationsbehinderung, welche durch Patente entsteht, zu beachten.

'LH�63�IRUGHUW�LQ�VWDDWOLFKHQ�XQG�VWDDWVQDKHQ�%HWULHEHQ�DXVVFKOLHVVOLFK�GHQ�(LQVDW]�YRQ�RɯHQHQ�6WDQGDUGV�
sowie Open Source Software. Dies soll die Verwaltung unabhängig von grossen Softwaremonopolisten 
machen. Der Gebrauch von Open Source Software garantiert zudem langfristige Lösungen mit einem 
NDONXOLHUEDUHQ�ɰQDQ]LHOOHQ�5LVLNR��'LH�:HLWHUHQWZLFNOXQJ�YRQ�OL]HQ]LHUWHU�6RIWZDUH�NDQQ�MHGHU]HLW�YRP�
+HUVWHOOHU�HLQJHVWHOOW�ZHUGHQ��:HLO�GHU�3URJUDPPFRGH�QLFKW�¸ɯHQWOLFK�LVW�XQG�HQWVSUHFKHQG�QLFKW�VHOEHU�
angepasst werden kann, hat bald eine Migration auf eine neue Software zu erfolgen.
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Politische Bildung und Transparenz sind für die SP seit jeher grundlegende Werte, um die Bürger/-innen 
zur politischen Mitsprache und Mitgestaltung zu ermächtigen. Ein wichtiger Aspekt dafür ist, dass sämtliche 
¸ɯHQWOLFKNHLWVUHOHYDQWHQ�'RNXPHQWH��3URWRNROOH�XQG�'DWHQ�GHV�6WDDWV��VRIHUQ�NHLQH�3HUV¸QOLFKNHLWVUHFKWH�
YHUOHW]W�ZHUGHQ��LP�,QWHUQHW�IUHL�]XJ¦QJOLFK�VLQG��RɯHQH�6WDQGDUGV���:HLWHU�IRUGHUW�GLH�63�GHQ�$XVEDX�YRQ�
E-Government und erwartet, dass stetig mehr administrative Geschäfte online abgewickelt werden können. 
Die Onlineangebote müssen aber als Ergänzung zum «realen Angebot» gesehen werden, sie dürfen den 
Service Public nicht ersetzen!

E-Voting / E-Collecting ist für die SP ebenfalls ein Instrument, welches die Partizipation der Bevölkerung 
an der Politik verbessern könnte und darum gefördert werden muss. Der Schutz vor Missbrauch hat aber 
oberste Priorität. Pannen und Fälschungen stören das Vertrauen der Bevölkerung in E-Voting und die 
Politik nachhaltig. Sowohl beim E-Government wie auch beim E-Voting muss für eine einwandfreie und 
sichere Funktion ein Schutz vor Manipulationsversuchen entwickelt werden, um Wahl- oder Abstimmungs-
betrug vorzubeugen.

Die SP Kanton Zürich unterstützt weiter sämtliche Bemühungen, um Kinder und Jugendliche im Umgang 
mit digitalen Medien zu schulen. Diese Schulung soll Vor- und Nachteile des Internets verständlich aufzeigen. 
,QVEHVRQGHUH�VROO�GDEHL�PLW�MXQJHQ�0HQVFKHQ�LQWHJUDO��VSULFK�QLFKW�QXU�EHWUHɯHQG�GLJLWDOH�:HOW��¾EHU�GDV�
Recht auf Privatsphäre diskutiert werden.

Zürich 21. November 2014
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